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Artikel 1: Änderung des Aufenthaltsgesetzes 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

 

(Abs. 1 bis 13 unverändert) 

 

(14) Konkrete Anhaltspunkte im Sinne von § 62 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 können sein:  

1. der Ausländer hat sich bereits in der Vergangenheit einem behördlichen Zugriff entzogen, 

indem er seinen Aufenthaltsort trotz Hinweises auf die Anzeigepflicht nicht nur 

vorübergehend gewechselt hat, ohne der zuständigen Behörde eine Anschrift anzugeben, 

unter der er erreichbar ist, 

2. der Ausländer täuscht über seine Identität, insbesondere durch Unterdrückung oder 

Vernichtung von Identitäts- oder Reisedokumenten oder das Vorgeben einer falschen 

Identität, 

3. der Ausländer hat gesetzliche Mitwirkungshandlungen zur Feststellung der Identität 

verweigert oder unterlassen und aus den Umständen des Einzelfalls kann geschlossen 

werden, dass er einer Abschiebung aktiv entgegenwirken will, 

4. der Ausländer hat zu seiner unerlaubten Einreise erhebliche Geldbeträge an einen Dritten 

für dessen Handlung nach § 96 aufgewandt, die für ihn nach den Umständen derart 

maßgeblich sind, dass darauf geschlossen werden kann, dass er die Abschiebung 

verhindern wird, damit die Aufwendungen nicht vergeblich waren, 

5. der Ausländer hat ausdrücklich erklärt, dass er sich der Abschiebung entziehen will oder, 

5a. von dem Ausländer geht eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder 

bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus oder 

6. der Ausländer hat, um sich der bevorstehenden Abschiebung zu entziehen, sonstige 

konkrete Vorbereitungshandlungen von vergleichbarem Gewicht vorgenommen, die nicht 

durch Anwendung unmittelbaren Zwangs überwunden werden können. 

 

(Abs. 15 unverändert) 

 

§ 48 Ausweisrechtliche Pflichten 

(1) Ein Ausländer ist verpflichtet,  

1. seinen Pass, seinen Passersatz oder seinen Ausweisersatz und 

2. seinen Aufenthaltstitel oder eine Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung 

auf Verlangen den mit dem Vollzug des Ausländerrechts betrauten Behörden vorzulegen, 

auszuhändigen und vorübergehend zu überlassen, soweit dies zur Durchführung oder Sicherung 

von Maßnahmen nach diesem Gesetz erforderlich ist. Die Verpflichtung nach Satz 1 Nummer 1 

gilt auch, wenn ein deutscher Staatsangehöriger zugleich eine ausländische 

Staatsangehörigkeit besitzt, ihm die Ausreise nach § 10 Absatz 1 des Passgesetzes 

untersagt worden ist und die Vorlage, Aushändigung und vorübergehende Überlassung des 

ausländischen Passes oder Passersatzes zur Durchführung oder Sicherung des 

Ausreiseverbots erforderlich sind. 

 

(Abs. 2 bis 4 unverändert) 
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§ 56 Überwachung ausgewiesener ausreisepflichtiger Ausländer aus Gründen der inneren 

Sicherheit 

(1) Ein Ausländer, gegen den eine Ausweisungsverfügung auf Grund eines 

Ausweisungsinteresses nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 oder eine Abschiebungsanordnung 

nach § 58a besteht, unterliegt der Verpflichtung, sich mindestens einmal wöchentlich bei der für 

seinen Aufenthaltsort zuständigen polizeilichen Dienststelle zu melden, soweit die 

Ausländerbehörde nichts anderes bestimmt. Eine dem Satz 1 entsprechende Meldepflicht kann 

angeordnet werden, wenn der Ausländer 

1. vollziehbar ausreisepflichtig ist und ein in Satz 1 genanntes Ausweisungsinteresse 

besteht oder 

2. auf Grund anderer als der in Satz 1 genannten Ausweisungsinteressen vollziehbar 

ausreisepflichtig ist und die Anordnung der Meldepflicht zur Abwehr einer Gefahr für 

die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist.  

Ist ein Ausländer auf Grund anderer als der in Satz 1 genannten Ausweisungsinteressen 

vollziehbar ausreisepflichtig, kann eine dem Satz 1 entsprechende Meldepflicht angeordnet 

werden, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich 

ist. 

 

(2) Sein Aufenthalt ist auf den Bezirk der Ausländerbehörde beschränkt, soweit die 

Ausländerbehörde keine abweichenden Festlegungen trifft. 

 

(3) Er kann verpflichtet werden, in einem anderen Wohnort oder in bestimmten Unterkünften auch 

außerhalb des Bezirks der Ausländerbehörde zu wohnen, wenn dies geboten erscheint, um die 

Fortführung von Bestrebungen, die zur Ausweisung geführt haben, zu erschweren oder zu 

unterbinden und die Einhaltung vereinsrechtlicher oder sonstiger gesetzlicher Auflagen und 

Verpflichtungen besser überwachen zu können. 

 

(4) Um die Fortführung von Bestrebungen, die zur Ausweisung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 

5, zu einer Anordnung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder zu einer Abschiebungsanordnung 

nach § 58a geführt haben, zu erschweren oder zu unterbinden, kann der Ausländer auch 

verpflichtet werden, zu bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe keinen 

Kontakt aufzunehmen, mit ihnen nicht zu verkehren, sie nicht zu beschäftigen, auszubilden oder zu 

beherbergen und bestimmte Kommunikationsmittel oder Dienste nicht zu nutzen, soweit ihm 

Kommunikationsmittel verbleiben und die Beschränkungen notwendig sind, um eine erhebliche 

Gefahr für die innere Sicherheit oder für Leib und Leben Dritter abzuwehren. 

 

(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 ruhen, wenn sich der Ausländer in Haft 

befindet. Eine Anordnung nach den Absätzen 3 und 4 ist sofort vollziehbar. 

 

§ 56a Elektronische Aufenthaltsüberwachung; Verordnungsermächtigung 

 

(1) Um eine erhebliche Gefahr für die innere Sicherheit oder für Leib und Leben Dritter 

abzuwehren, kann ein Ausländer, der einer räumlichen Beschränkung des Aufenthaltes 

nach § 56 Absatz 2 und 3 oder einem Kontaktverbot nach § 56 Absatz 4 unterliegt, auf 

richterliche Anordnung verpflichtet werden, 
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1. die für eine elektronische Überwachung seines Aufenthaltsortes erforderlichen 

technischen Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand am Körper bei sich zu führen 

und 

2. deren Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen. 

 

(2) Die Anordnung ergeht für längstens drei Monate. Sie kann um jeweils höchstens drei 

Monate verlängert werden, wenn die Voraussetzungen weiterhin vorliegen. Liegen die 

Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, ist die Maßnahme unverzüglich zu 

beenden. 

 

(3) Die Ausländerbehörde erhebt und speichert mit Hilfe der vom Ausländermitgeführten 

technischen Mittel automatisiert Daten über  

1. dessen Aufenthaltsort sowie 

2. über etwaige Beeinträchtigungen der Datenerhebung. 

Soweit es technisch möglich ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb der Wohnung des 

Ausländers keine über den Umstand seiner Anwesenheit hinausgehenden Aufenthaltsdaten 

erhoben werden. Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung bestimmen, 

dass eine andere Stelle als die Ausländerbehörde die in Satz 1 genannten Daten erhebt und 

speichert. Die Ermächtigung nach Satz 3 kann durch Rechtsverordnung von den 

Landesregierungen auf die für den Vollzug dieses Gesetzes zuständigen obersten 

Landesbehörden übertragen werden. 

 

(4) Die Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Person nur verwendet werden, 

soweit dies erforderlich ist 

1. zur Feststellung von Verstößen gegen eine räumliche Beschränkung des 

Aufenthaltes nach § 56 Absatz 2 und 3 oder ein Kontaktverbot nach § 56 Absatz 4, 

2. zur Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit nach § 98 Absatz 3 Nummer 5a oder einer 

Straftat nach § 95 Absatz 1 Nummer 6a, 

3. zur Feststellung eines Verstoßes gegen eine vollstreckbare gerichtliche Anordnung 

nach Absatz 1 und zur Verfolgung einer Straftat nach § 95 Absatz 2 Nummer 1a, 

4. zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 

einer dritten Person, 

5. zur Verfolgung von erheblichen Straftaten gegen Leib und Leben einer dritten 

Person oder von Straftaten nach § 89a oder § 129a des Strafgesetzbuches oder 

6. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der technischen Mittel. 

 

(5) Zur Einhaltung der Zweckbindung nach Absatz 4 hat die Verarbeitung der Daten 

automatisiert zu erfolgen und sind die Daten gegen unbefugte Kenntnisnahme besonders 

zu sichern. Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Daten sind spätestens zwei Monate nach ihrer 

Erhebung zu löschen, soweit sie nicht für die in Absatz 4 genannten Zwecke verwendet 

werden. Jeder Abruf der Daten ist zu protokollieren. Die Protokolldaten sind nach zwölf 

Monaten zu löschen. Werden innerhalb der Wohnung der betroffenen Person über den 

Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehende Aufenthaltsdaten erhoben, dürfen diese nicht 

verwertet werden und sind unverzüglich nach Kenntnisnahme zu löschen. Die Tatsache 

ihrer Kenntnisnahme und Löschung ist zu dokumentieren. Die Dokumentation darf 

ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist nach 

Abschluss der Datenschutzkontrolle zu löschen. 
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(6) Zur Durchführung der Maßnahme nach Absatz 1 hat die zuständige Stelle im Sinne des 

Absatzes 3  

1. eingehende Systemmeldungen über Verstöße nach Absatz 4 Nummer 1 

entgegenzunehmen und zu bewerten, 

2. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an die zuständigen Behörden 

weiterzugeben, sofern dies zur Durchsetzung von Maßnahmen nach Absatz 4 

Nummer 1 erforderlich ist, 

3. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an die zuständige 

Bußgeldbehörde zur Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit nach § 98 Absatz 3 

Nummer 5a oder an die zuständige Strafverfolgungsbehörde zur Verfolgung einer 

Straftat nach § 95 Absatz 1 Nummer 6a oder Absatz 2 Nummer 1a weiterzugeben, 

4. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an zuständige Polizeibehörden 

weiterzugeben, sofern dies zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr im 

Sinne von Absatz 4 Nummer 4 erforderlich ist, 

5. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an die zuständigen Polizei- und 

Strafverfolgungsbehörden weiterzugeben, wenn dies zur Verhütung oder zur 

Verfolgung einer in Absatz 4 Nummer 5 genannten Straftat erforderlich ist, 

6. die Ursache einer Meldung zu ermitteln; hierzu kann die zuständige Stelle Kontakt 

mit der betroffenen Person aufnehmen, sie befragen, sie auf den Verstoß hinweisen 

und ihr mitteilen, wie sie dessen Beendigung bewirken kann, 

7. eine Überprüfung der bei der betroffenen Person vorhandenen technischen Geräte 

auf ihre Funktionsfähigkeit oder Manipulation und die zu der Behebung einer 

Funktionsbeeinträchtigung erforderlichen Maßnahmen, insbesondere des 

Austausches der technischen Mittel oder von Teilen davon, einzuleiten, 

8. Anfragen der betroffenen Person zum Umgang mit den technischen Mitteln zu 

beantworten. 

 

(7) Im Antrag auf Anordnung einer Maßnahme nach Absatz 1 sind anzugeben 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

3. die Angabe, ob gegenüber der Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, eine 

räumliche Beschränkung nach § 56 Absatz 2 und 3 oder ein Kontaktverbot nach § 56 

Absatz 4 besteht, 

4. der Sachverhalt sowie 

5. eine Begründung. 

 

(8) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie 

3. die wesentlichen Gründe. 

 

(9) Für richterliche Anordnungen nach Absatz 1 ist das Amtsgericht zuständig, in dessen 

Bezirk die zuständige Stelle im Sinne des Absatzes 3 ihren Sitz hat. Für das Verfahren 

gelten die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. 

 

(10) § 56 Absatz 5 Satz 1 findet entsprechend Anwendung. 
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§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung) 

 

(1) Die oberste Landesbehörde kann aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur 

Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland anordnen, dass die Abschiebung 

von Ausländern aus bestimmten Staaten oder von in sonstiger Weise bestimmten 

Ausländergruppen allgemein oder in bestimmte Staaten für längstens drei Monate ausgesetzt wird. 

Für einen Zeitraum von länger als sechs Monaten gilt § 23 Abs. 1. 

 

(2) Die Abschiebung eines Ausländers ist auszusetzen, solange die Abschiebung aus 

tatsächlichen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. 

Die Abschiebung eines Ausländers ist auch auszusetzen, wenn seine vorübergehende 

Anwesenheit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens von der 

Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil ohne seine Angaben 

die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre. Einem Ausländer kann eine Duldung erteilt 

werden, wenn dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche 

Interessen seine vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. Eine Duldung 

wegen dringender persönlicher Gründe im Sinne von Satz 3 ist zu erteilen, wenn der Ausländer 

eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 

Ausbildungsberuf in Deutschland aufnimmt oder aufgenommen hat, die Voraussetzungen nach 

Absatz 6 nicht vorliegen und konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht bevorstehen. 

In den Fällen nach Satz 4 wird die Duldung für die im Ausbildungsvertrag bestimmte Dauer der 

Berufsausbildung erteilt. Eine Duldung nach Satz 4 wird nicht erteilt und eine nach Satz 4 erteilte 

Duldung erlischt, wenn der Ausländer wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen 

Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 

Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur von 

Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer Betracht bleiben. Wird die Ausbildung 

nicht betrieben oder abgebrochen, ist der Ausbildungsbetrieb verpflichtet, dies unverzüglich, in der 

Regel innerhalb einer Woche, der zuständigen Ausländerbehörde schriftlich mitzuteilen. In der 

Mitteilung sind neben den mitzuteilenden Tatsachen und dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, 

Vornamen und die Staatsangehörigkeit des Ausländers anzugeben. Die nach Satz 4 erteilte 

Duldung erlischt, wenn die Ausbildung nicht mehr betrieben oder abgebrochen wird. Wird das 

Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendigt oder abgebrochen, wird dem Ausländer einmalig eine 

Duldung für sechs Monate zum Zweck der Suche nach einer weiteren Ausbildungsstelle zur 

Aufnahme einer Berufsausbildung nach Satz 4 erteilt. Eine nach Satz 4 erteilte Duldung wird für 

sechs Monate zum Zweck der Suche nach einer der erworbenen beruflichen Qualifikation 

entsprechenden Beschäftigung verlängert, wenn nach erfolgreichem Abschluss der 

Berufsausbildung, für die die Duldung erteilt wurde, eine Weiterbeschäftigung im 

Ausbildungsbetrieb nicht erfolgt; die zur Arbeitsplatzsuche erteilte Duldung darf für diesen Zweck 

nicht verlängert werden. § 60a bleibt im Übrigen unberührt. Soweit die Beurkundung der 

Anerkennung einer Vaterschaft oder der Zustimmung der Mutter für die Durchführung eines 

Verfahrens nach § 85a ausgesetzt wird, wird die Abschiebung des ausländischen 

Anerkennenden, der ausländischen Mutter oder des ausländischen Kindes ausgesetzt, 

solange das Verfahren nach § 85a nicht durch vollziehbare Entscheidung abgeschlossen 

ist. 

 

(Abs. 2a bis 4 unverändert) 
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(5) Die Aussetzung der Abschiebung erlischt mit der Ausreise des Ausländers. Sie wird widerrufen, 

wenn die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe entfallen. Der Ausländer wird unverzüglich 

nach dem Erlöschen ohne erneute Androhung und Fristsetzung abgeschoben, es sei denn, die 

Aussetzung wird erneuert. Ist die Abschiebung länger als ein Jahr ausgesetzt, ist die durch 

Widerruf vorgesehene Abschiebung mindestens einen Monat vorher anzukündigen; die 

Ankündigung ist zu wiederholen, wenn die Aussetzung für mehr als ein Jahr erneuert wurde. Satz 

4 findet keine Anwendung, wenn der Ausländer die der Abschiebung entgegenstehenden 

Gründe durch vorsätzlich falsche Angaben oder durch eigene Täuschung über seine 

Identität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeigeführt herbeiführt oder zumutbare 

Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht 

erfüllt hat. 

 

(Abs. 6 unverändert) 

 

§ 61 Räumliche Beschränkung, Wohnsitzauflage, Ausreiseeinrichtungen 

 

(1) Der Aufenthalt eines vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländers ist räumlich auf das Gebiet des 

Landes beschränkt. Von der räumlichen Beschränkung nach Satz 1 kann abgewichen werden, 

wenn der Ausländer zur Ausübung einer Beschäftigung ohne Prüfung nach § 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

1 berechtigt ist oder wenn dies zum Zwecke des Schulbesuchs, der betrieblichen Aus- und 

Weiterbildung oder des Studiums an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule oder 

vergleichbaren Ausbildungseinrichtung erforderlich ist. Das Gleiche gilt, wenn dies der 

Aufrechterhaltung der Familieneinheit dient. 

 

(1a) In den Fällen des § 60a Abs. 2a wird der Aufenthalt auf den Bezirk der zuletzt zuständigen 

Ausländerbehörde im Inland beschränkt. Der Ausländer muss sich nach der Einreise unverzüglich 

dorthin begeben. Ist eine solche Behörde nicht feststellbar, gilt § 15a entsprechend. 

 

(1b) Die räumliche Beschränkung nach den Absätzen 1 und 1a erlischt, wenn sich der Ausländer 

seit drei Monaten ununterbrochen erlaubt, geduldet oder gestattet im Bundesgebiet aufhält. 

  

(1c) Eine räumliche Beschränkung des Aufenthalts eines vollziehbar ausreisepflichtigen 

Ausländers kann unabhängig von den Absätzen 1 bis 1b angeordnet werden, wenn  

1. der Ausländer wegen einer Straftat, mit Ausnahme solcher Straftaten, deren Tatbestand 

nur von Ausländern verwirklicht werden kann, rechtskräftig verurteilt worden ist, 

2. Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass der Ausländer gegen Vorschriften des 

Betäubungsmittelgesetzes verstoßen hat, oder 

3. konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung gegen den Ausländer bevorstehen.  

Eine räumliche Beschränkung auf den Bezirk der Ausländerbehörde soll angeordnet 

werden, wenn der Ausländer die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe durch 

vorsätzlich falsche Angaben oder durch eigene Täuschung über seine Identität oder 

Staatsangehörigkeit selbst herbeiführt oder zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung 

bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen nicht erfüllt. 

 

(Abs. 1d bis 2 unverändert) 

 

 

§ 62 Abschiebungshaft 
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(Abs. 1 und 2 unverändert) 

 

(3) Ein Ausländer ist zur Sicherung der Abschiebung auf richterliche Anordnung in Haft zu nehmen 

(Sicherungshaft), wenn  

 

1. der Ausländer auf Grund einer unerlaubten Einreise vollziehbar ausreisepflichtig ist, 

1a. eine Abschiebungsanordnung nach § 58a ergangen ist, diese aber nicht unmittelbar 

vollzogen werden kann, 

2. die Ausreisefrist abgelaufen ist und der Ausländer seinen Aufenthaltsort gewechselt hat, 

ohne der Ausländerbehörde eine Anschrift anzugeben, unter der er erreichbar ist, 

3. er aus von ihm zu vertretenden Gründen zu einem für die Abschiebung angekündigten 

Termin nicht an dem von der Ausländerbehörde angegebenen Ort angetroffen wurde, 

4. er sich in sonstiger Weise der Abschiebung entzogen hat oder 

5. im Einzelfall Gründe vorliegen, die auf den in § 2 Absatz 14 festgelegten Anhaltspunkten 

beruhen und deshalb der begründete Verdacht besteht, dass er sich der Abschiebung 

durch Flucht entziehen will (Fluchtgefahr). 

 

Von der Anordnung der Sicherungshaft nach Satz 1 Nr. 1 kann ausnahmsweise abgesehen 

werden, wenn der Ausländer glaubhaft macht, dass er sich der Abschiebung nicht entziehen will. 

Die Sicherungshaft ist unzulässig, wenn feststeht, dass aus Gründen, die der Ausländer nicht zu 

vertreten hat, die Abschiebung nicht innerhalb der nächsten drei Monate durchgeführt werden 

kann. Abweichend von Satz 3 ist die Sicherungshaft bei einem Ausländer, von dem eine 

erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der inneren 

Sicherheit ausgeht, auch dann zulässig, wenn die Abschiebung nicht innerhalb der 

nächsten drei Monate durchgeführt werden kann. 

 

(4) Die Sicherungshaft kann bis zu sechs Monaten angeordnet werden. Sie kann in Fällen, in 

denen der Ausländer seine Abschiebung verhindert, um höchstens zwölf Monate verlängert 

werden. Eine Verlängerung um höchstens 12 Monate ist auch möglich, soweit die Haft auf 

der Grundlage des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1a angeordnet worden ist und sich die 

Übermittlung der für die Abschiebung erforderlichen Unterlagen durch den zur Aufnahme 

verpflichteten oder bereiten Drittstaat verzögert. Eine Vorbereitungshaft ist auf die 

Gesamtdauer der Sicherungshaft anzurechnen.  

 

(Abs. 4a und 5 unverändert) 

 

 

§ 62a Vollzug der Abschiebungshaft 

 

(1) Die Abschiebungshaft wird grundsätzlich in speziellen Hafteinrichtungen vollzogen. Sind 

spezielle Hafteinrichtungen im Bundesgebiet nicht vorhanden oder geht von dem Ausländer eine 

erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende Rechtsgüter der inneren 

Sicherheit aus, kann sie in sonstigen Haftanstalten vollzogen werden; die 

Abschiebungsgefangenen sind in diesem Fall getrennt von Strafgefangenen unterzubringen. 

Werden mehrere Angehörige einer Familie inhaftiert, so sind diese getrennt von den übrigen 

Abschiebungsgefangenen unterzubringen. Ihnen ist ein angemessenes Maß an Privatsphäre zu 

gewährleisten. 
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(Abs. 2 bis 5 unverändert) 

§ 62b Ausreisegewahrsam 

(1) Unabhängig von den Voraussetzungen der Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 kann ein 

Ausländer zur Sicherung der Durchführbarkeit der Abschiebung auf richterliche Anordnung für die 

Dauer von längstens vier zehn Tagen in Gewahrsam genommen werden, wenn  

 

1. die Ausreisefrist abgelaufen ist, es sei denn, der Ausländer ist unverschuldet an der 

Ausreise gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nicht erheblich und 

2. der Ausländer ein Verhalten gezeigt hat, das erwarten lässt, dass er die Abschiebung 

erschweren oder vereiteln wird, indem er fortgesetzt seine gesetzlichen 

Mitwirkungspflichten verletzt hat oder über seine Identität oder Staatsangehörigkeit 

getäuscht hat (Ausreisegewahrsam). 

Von der Anordnung des Ausreisegewahrsams ist abzusehen, wenn der Ausländer glaubhaft macht 

oder wenn offensichtlich ist, dass er sich der Abschiebung nicht entziehen will. Der 

Ausreisegewahrsam ist unzulässig, wenn feststeht, dass die Abschiebung nicht innerhalb der 

Anordnungsfrist nach Satz 1 durchgeführt werden kann. 

 

(2) Der Ausreisegewahrsam wird im Transitbereich eines Flughafens oder in einer Unterkunft 

vollzogen, von wo aus die Ausreise des Ausländers möglich ist. 

 

(3) § 62 Absatz 1 und 4a und § 62a finden entsprechend Anwendung. 

 

§ 79 Entscheidung über den Aufenthalt 

(1) Über den Aufenthalt von Ausländern wird auf der Grundlage der im Bundesgebiet bekannten 

Umstände und zugänglichen Erkenntnisse entschieden. Über das Vorliegen der Voraussetzungen 

des § 60 Absatz 5 und 7 entscheidet die Ausländerbehörde auf der Grundlage der ihr vorliegenden 

und im Bundesgebiet zugänglichen Erkenntnisse und, soweit es im Einzelfall erforderlich ist, der 

den Behörden des Bundes außerhalb des Bundesgebiets zugänglichen Erkenntnisse. 

 

(2) Beantragt ein Ausländer,  

1. gegen den wegen des Verdachts einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit ermittelt wird 

oder 

2. der in einem Verfahren, welches die Anfechtung der Vaterschaft nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum Gegenstand hat, Partei, Beigeladener, Beteiligter oder 

gesetzlicher Vertreter des Kindes ist, 

 

die Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels, ist die Entscheidung über den 

Aufenthaltstitel bis zum Abschluss des Verfahrens, im Falle einer gerichtlichen Entscheidung bis 

zu deren Rechtskraft auszusetzen, es sei denn, über den Aufenthaltstitel kann ohne Rücksicht auf 

den Ausgang des Verfahrens entschieden werden. Im Fall des § 1600 Abs. 1 Nr. 5 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs ist das Verfahren ab Eingang der Mitteilung nach § 87 Abs. 6 oder nach 

§ 90 Abs. 5 auszusetzen. 
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(2) Beantragt ein Ausländer, gegen den wegen des Verdachts einer Straftat oder einer 

Ordnungswidrigkeit ermittelt wird, die Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels, 

ist die Entscheidung über den Aufenthaltstitel bis zum Abschluss des Verfahrens, im Falle 

einer gerichtlichen Entscheidung bis zu deren Rechtskraft auszusetzen, es sei denn, über 

den Aufenthaltstitel kann ohne Rücksicht auf den Ausgang des Verfahrens entschieden 

werden. 

  

§ 84 Wirkungen von Widerspruch und Klage 

(1) Widerspruch und Klage gegen  

1. die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung oder Verlängerung des Aufenthaltstitels, 

1a. Maßnahmen nach § 49, 

2. die Auflage nach § 61 Absatz 1e, in einer Ausreiseeinrichtung Wohnung zu nehmen, 

3. die Änderung oder Aufhebung einer Nebenbestimmung, die die Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit betrifft, 

4. den Widerruf des Aufenthaltstitels des Ausländers nach § 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 in den 

Fällen des § 75 Absatz 2 Satz 1 des Asylgesetzes, 

5. den Widerruf oder die Rücknahme der Anerkennung von Forschungseinrichtungen für den 

Abschluss von Aufnahmevereinbarungen nach § 20, 

6. die Ausreiseuntersagung nach § 46 Absatz 2 Satz 1, 

7. die Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 sowie, 

8. die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 6 sowie 

9. die Feststellung nach § 85a Abs. 1 Satz 2 

haben keine aufschiebende Wirkung. 

 

Die Klage gegen die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 7 hat 

keine aufschiebende Wirkung. 

 

(Abs. 2 unverändert) 

 

§ 85a Verfahren bei konkreten Anhaltspunkten einer missbräuchlichen Anerkennung der 

Vaterschaft 

 

(1) Wird der Ausländerbehörde von einer beurkundenden Behörde oder einer 

Urkundsperson mitgeteilt, dass konkrete Anhaltspunkte für eine missbräuchliche 

Anerkennung der Vaterschaft im Sinne von § 1597a Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

bestehen, prüft die Ausländerbehörde, ob eine solche vorliegt. Ergibt die Prüfung, dass die 

Anerkennung der Vaterschaft missbräuchlich ist, stellt die Ausländerbehörde dies durch 

schriftlichen oder elektronischen Verwaltungsakt fest. Ergibt die Prüfung, dass die 

Anerkennung der Vaterschaft nicht rechtsmissbräuchlich ist, stellt die Ausländerbehörde 

das Verfahren ein. 

 

(2) Eine missbräuchliche Anerkennung der Vaterschaft wird regelmäßig vermutet, wenn 

 

1. der Anerkennende erklärt, dass seine Anerkennung gezielt gerade einem Zweck im 

Sinne von § 1597a des Bürgerlichen Gesetzbuchs dient, 
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2. die Mutter erklärt, dass ihre Zustimmung gezielt gerade einem Zweck im Sinne von § 

1597a des Bürgerlichen Gesetzbuchs dient, 

3. der Anerkennende bereits mehrfach die Vaterschaft von Kindern verschiedener 

ausländischer Mütter anerkannt hat und jeweils die rechtlichen Voraussetzungen für 

die erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des Kindes oder der Mutter 

durch die Anerkennung geschaffen hat, auch wenn das Kind durch die Anerkennung 

die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat, 

4. dem Anerkennenden oder der Mutter ein Vermögensvorteil für die Anerkennung der 

Vaterschaft oder die Zustimmung hierzu gewährt oder versprochen worden ist 

und die Erlangung der rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder den 

erlaubten Aufenthalt des Kindes, des Anerkennenden oder der Mutter ohne die 

Anerkennung der Vaterschaft und die Zustimmung hierzu nicht zu erwarten ist. Dies gilt 

auch, wenn die rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder den erlaubten 

Aufenthalt des Kindes durch den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit des Kindes 

nach § 4 Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 1 des Staatsangehörigkeitsgesetzes geschaffen 

werden sollen. 

 

(3) Ist die Feststellung nach Absatz. 1 Satz 2 unanfechtbar, gibt die Ausländerbehörde der 

beurkundenden Behörde oder der Urkundsperson und dem Standesamt eine beglaubigte 

Abschrift mit einem Vermerk über den Eintritt der Unanfechtbarkeit zur Kenntnis. Stellt die 

Behörde das Verfahren ein, teilt sie dies der beurkundenden Behörde oder der 

Urkundsperson, den Beteiligten und dem Standesamt schriftlich oder elektronisch mit. 

 

(4) Im Ausland sind für die Maßnahmen und Feststellungen nach den Absätzen 1 und 3 die 

deutschen Auslandsvertretungen zuständig.   

 

 

§ 87 Übermittlungen an Ausländerbehörden 

 

(1) Öffentliche Stellen mit Ausnahme von Schulen sowie Bildungs- und Erziehungseinrichtungen 

haben ihnen bekannt gewordene Umstände den in § 86 Satz 1 genannten Stellen auf Ersuchen 

mitzuteilen, soweit dies für die dort genannten Zwecke erforderlich ist. 

(2) Öffentliche Stellen im Sinne von Absatz 1 haben unverzüglich die zuständige 

Ausländerbehörde zu unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Aufgaben 

Kenntnis erlangen von  

1. dem Aufenthalt eines Ausländers, der keinen erforderlichen Aufenthaltstitel besitzt und 

dessen Abschiebung nicht ausgesetzt ist, 

2. dem Verstoß gegen eine räumliche Beschränkung, 

2a.der Inanspruchnahme oder Beantragung von Sozialleistungen durch einen Ausländer, für 

sich selbst, seine Familienangehörigen oder für sonstige Haushaltsangehörige in den 

Fällen des § 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 oder Satz 4 des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch oder in den Fällen des § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 3 oder 4, Satz 3, 

6 oder 7 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, oder 

3. einem sonstigen Ausweisungsgrund oder. 

4. konkreten Tatsachen, die die Annahme rechtfertigen, dass die Voraussetzungen für ein 

behördliches Anfechtungsrecht nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

vorliegen; 
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in den Fällen der Nummern 1 und 2 und sonstiger nach diesem Gesetz strafbarer Handlungen 

kann statt der Ausländerbehörde die zuständige Polizeibehörde unterrichtet werden, wenn eine der 

in § 71 Abs. 5 bezeichneten Maßnahmen in Betracht kommt; die Polizeibehörde unterrichtet 

unverzüglich die Ausländerbehörde; das Jugendamt ist zur Mitteilung nach der Nummer 4 nur 

verpflichtet, soweit dadurch die Erfüllung der eigenen Aufgaben nicht gefährdet wird. Öffentliche 

Stellen sollen unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde unterrichten, wenn sie im 

Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis erlangen von einer besonderen 

Integrationsbedürftigkeit im Sinne einer nach § 43 Abs. 4 erlassenen Rechtsverordnung. Die 

Auslandsvertretungen übermitteln der zuständigen Ausländerbehörde personenbezogene Daten 

eines Ausländers, die geeignet sind, dessen Identität oder Staatsangehörigkeit festzustellen, wenn 

sie davon Kenntnis erlangen, dass die Daten für die Durchsetzung der vollziehbaren 

Ausreisepflicht gegenüber dem Ausländer gegenwärtig von Bedeutung sein können. 

(Abs. 3 bis 5 unverändert) 

(6) In den Fällen des § 1600 Abs. 1 Nr. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs besteht gegenüber der 

Ausländerbehörde oder der Auslandsvertretung eine Mitteilungspflicht  

1. der anfechtungsberechtigten Behörde über die Vorbereitung oder Erhebung einer Klage 

oder die Entscheidung, dass von einer Klage abgesehen wird und 

2. der Familiengerichte über die gerichtliche Entscheidung. 

 

 

§ 88 Übermittlungen bei besonderen gesetzlichen Verwendungsregelungen 

 

(1) Eine Übermittlung personenbezogener Daten und sonstiger Angaben nach § 87 unterbleibt, 

soweit besondere gesetzliche Verwendungsregelungen entgegenstehen. 

 

(2) Personenbezogene Daten, die von einem Arzt oder anderen in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 bis 6 

und Abs. 3 des Strafgesetzbuches genannten Personen einer öffentlichen Stelle zugänglich 

gemacht worden sind, dürfen von dieser übermittelt werden,  

 

1. wenn dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib und Leben des Ausländers 

oder von Dritten erforderlich ist, der Ausländer die öffentliche Gesundheit gefährdet und 

besondere Schutzmaßnahmen zum Ausschluss der Gefährdung nicht möglich sind oder 

von dem Ausländer nicht eingehalten werden oder 

2. soweit die Daten für die Feststellung erforderlich sind, ob die in § 54 Absatz 2 Nummer 4 

bezeichneten Voraussetzungen vorliegen. 

 

(Abs. 3 und 4 unverändert)  

 

 

§ 89 Verfahren bei identitätsüberprüfenden, -feststellenden und -sichernden Maßnahmen 

 

(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49 von den mit der 

Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen und nach § 73 übermittelten Daten. 

Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung seiner Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche 

Daten verwenden. Die nach § 49 Abs. 3 bis 5 sowie 8 und 9 erhobenen Daten werden getrennt 

von anderen erkennungsdienstlichen Daten gespeichert. Die Daten nach § 49 Abs. 7 werden bei 

der aufzeichnenden Behörde gespeichert. 
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(1a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 1 Satz 1darf das Bundeskriminalamt die 

erkennungsdienstlichen Daten nach Absatz 1 Satz 1 zum Zwecke der Identitätsfeststellung 

auch an die für die Überprüfung der Identität von Personen zuständigen öffentlichen Stellen 

von Drittstaaten mit Ausnahme des Herkunftsstaates der betroffenen Person sowie von 

Drittstaaten, in denen die betroffene Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften 

Schaden zu befürchten hat, übermitteln. Die Verantwortung für die Zulässigkeit der 

Übermittlung trägt das Bundeskriminalamt. Das Bundeskriminalamt hat die Übermittlung 

und ihren Anlass aufzuzeichnen. Die empfangende Stelle personenbezogener Daten ist 

darauf hinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck genutzt werden dürfen, zu dem sie 

übermittelt worden sind. Ferner ist ihr der beim Bundeskriminalamt vorgesehene 

Löschungszeitpunkt mitzuteilen. Die Übermittlung unterbleibt, wenn tatsächliche 

Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

 

1. unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die schutzwürdigen 

Interessen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse, Schutz vor 

Verfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegen 

oder 

2. die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom 28. Juli 1951 

über die Rechtstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde, insbesondere dadurch, 

dass durch die Nutzung der übermittelten Daten im Empfängerstaat Verletzungen 

von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen oder Menschenrechtsverletzungen 

drohen. 

 

(2) Die Nutzung der nach § 49 Absatz 3 bis 5 oder Absatz 7 bis 9 erhobenen Daten ist auch 

zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung von Beweismitteln im Rahmen der 

Strafverfolgung oder zur polizeilichen Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es 

erforderlich ist, den für diese Maßnahmen zuständigen Behörden übermittelt oder überlassen 

werden. 

(Abs. 3 und 4 unverändert) 

 

 

§ 90 Übermittlungen durch Ausländerbehörden 

 

(Abs. 1 bis 4 unverändert) 

 

(5) Erhält die Ausländerbehörde oder die Auslandsvertretung Kenntnis von konkreten Tatsachen, 

die die Annahme rechtfertigen, dass die Voraussetzungen für ein Anfechtungsrecht nach § 1600 

Abs. 1 Nr. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegen, hat sie diese der anfechtungsberechtigten 

Behörde mitzuteilen. 

 

(Abs. 6 unverändert) 

 

 

§ 95 Strafvorschriften 

 

(Abs. 1 und 1a unverändert) 
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(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

 

1. entgegen § 11 Absatz 1 oder in Zuwiderhandlung einer vollziehbaren Anordnung nach § 11 

Absatz 6 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 1 

 

a) in das Bundesgebiet einreist oder 

b) sich darin aufhält oder, 

 

1a.  einer vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung nach § 56a Absatz 1 zuwiderhandelt 

und dadurch die kontinuierliche Feststellung seines Aufenthaltsortes durch eine in § 

56a Absatz 3 genannte zuständige Stelle verhindert oder 

 

2. unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder benutzt, um für sich oder einen 

anderen einen Aufenthaltstitel oder eine Duldung zu beschaffen oder das Erlöschen oder 

die nachträgliche Beschränkung des Aufenthaltstitels oder der Duldung abzuwenden oder 

eine so beschaffte Urkunde wissentlich zur Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht. 

 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und der Absätze 1a und 2 Nr. 1 Buchstabe a ist der Versuch 

strafbar. 

 

(4) Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach Absatz 2 Nr. 2 bezieht, können eingezogen 

werden. 

 

(5) Artikel 31 Abs. 1 des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge bleibt unberührt. 

 

(6) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 steht einem Handeln ohne erforderlichen 

Aufenthaltstitel ein Handeln auf Grund eines durch Drohung, Bestechung oder Kollusion erwirkten 

oder durch unrichtige oder unvollständige Angaben erschlichenen Aufenthaltstitels gleich. 

(7) In Fällen des Absatzes 2 Nummer 1a wird die Tat nur auf Antrag einer dort genannten 

zuständigen Stelle verfolgt. 

 

 

§ 105a Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren 

 

Von den in § 4 Abs. 2 Satz 2 und 4, Abs. 5 Satz 2, § 15a Abs. 4 Satz 2 und 3, § 23 Abs. 1 Satz 3, 

§ 23a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 4, § 44a Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, § 49a Abs. 2, 

§ 61 Absatz 1d, § 72 Absatz 2, § 73 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 und 2, den §§ 78, 78a, § 79 Abs. 2, § 81 

Abs. 5, § 82 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3, § 87 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und 2, Abs. 4 Satz 1, 2 und 4, Abs. 5 

und 6 § 87 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 4 Satz 1, 2 und 4 und Absatz 5, § 89 Abs. 

1 Satz 2 und 3, Abs. 3 und 4, § 89a Abs. 2, Abs. 4 Satz 2, Abs. 8, den §§ 90, 90a, 90b, 91 Abs. 1 

und 2, § 91a Abs. 3, 4 und 7, § 91c Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2, 

§§ 99 und 104a Abs. 7 Satz 2 getroffenen Regelungen und von den auf Grund von § 43 Abs. 4 

und § 99 getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens kann durch Landesrecht nicht 

abgewichen werden. 
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Artikel 2: Änderung des Asylgesetzes 

 

§ 8 Übermittlung personenbezogener Daten 

 

(Abs. 1 bis 1b unverändert) 

 

(1c) Die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die mit der polizeilichen Kontrolle 

des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden, die Ausländerbehörden und 

die deutschen Auslandsvertretungen teilen den mit der Ausführung dieses Gesetzes 

betrauten Behörden mit, wenn sie von Umständen Kenntnis erlangt haben, dass ein 

Asylberechtigter oder ein Ausländer, dem internationaler Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 

Nummer 2 zuerkannt worden ist, in sein Herkunftsland (§ 3 Absatz 1 Nummer 2) gereist ist. 

Die nach Satz 1 übermittelten Informationen dürfen nur für die Prüfung genutzt werden, ob 

die Voraussetzungen für einen Widerruf oder ein Rücknahme der Asylberechtigung oder 

des internationalen Schutzes vorliegen.    

 

(Abs. 2 und 2a unverändert) 

 

(3) Die nach diesem Gesetz erhobenen Daten dürfen auch zum Zwecke der Ausführung des 

Aufenthaltsgesetzes und der gesundheitlichen Betreuung und Versorgung von Asylbewerbern 

sowie für Maßnahmen der Strafverfolgung und auf Ersuchen zur Verfolgung von 

Ordnungswidrigkeiten den damit betrauten öffentlichen Stellen, soweit es zur Erfüllung der in ihrer 

Zuständigkeit liegenden Aufgaben erforderlich ist, übermittelt und von diesen dafür verarbeitet und 

genutzt werden.  

Die nach diesem Gesetz erhobenen Daten dürfen auch 

 

1. zur Ausführung des Aufenthaltsgesetzes, 

2. zur gesundheitlichen Betreuung und Versorgung von Asylbewerbern, 

3. für Maßnahmen der Strafverfolgung, 

4. zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben des Asylbewerbers oder von 

Dritten und 

5. auf Ersuchen zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten  

 

den damit betrauten öffentlichen Stellen, soweit es zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit 

liegenden Aufgaben erforderlich ist, übermittelt und von diesen dafür verarbeitet und 

genutzt werden. Sie dürfen an eine in § 35 Abs. 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch genannte 

Stelle übermittelt und von dieser verarbeitet und genutzt werden, soweit dies für die Aufdeckung 

und Verfolgung von unberechtigtem Bezug von Leistungen nach dem Zwölften Buch 

Sozialgesetzbuch, von Leistungen der Kranken- und Unfallversicherungsträger oder von 

Arbeitslosengeld oder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch 

Sozialgesetzbuch erforderlich ist und wenn tatsächliche Anhaltspunkte für einen unberechtigten 

Bezug vorliegen. Die nach diesem Gesetz erhobenen Daten dürfen der Bundesagentur für Arbeit 

übermittelt und von dieser verarbeitet und genutzt werden, soweit dies zur Erfüllung von Aufgaben 

nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch erforderlich ist. § 88 Abs. 1 bis 3 des 

Aufenthaltsgesetzes findet entsprechende Anwendung. 

 

(Abs. 5 bis 6 unverändert) 
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§ 15 Allgemeine Mitwirkungspflichten 

(1) Der Ausländer ist persönlich verpflichtet, bei der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken. 

Dies gilt auch, wenn er sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lässt. 

(2) Er ist insbesondere verpflichtet,  

1. den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden die erforderlichen 

Angaben mündlich und nach Aufforderung auch schriftlich zu machen; 

2. das Bundesamt unverzüglich zu unterrichten, wenn ihm ein Aufenthaltstitel erteilt 

worden ist; 

3. den gesetzlichen und behördlichen Anordnungen, sich bei bestimmten Behörden oder 

Einrichtungen zu melden oder dort persönlich zu erscheinen, Folge zu leisten; 

4. seinen Pass oder Passersatz den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten 

Behörden vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen; 

5. alle erforderlichen Urkunden und sonstigen Unterlagen, die in seinem Besitz sind, den 

mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen 

und zu überlassen; 

6. im Falle des Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder Passersatzes an der 

Beschaffung eines Identitätspapiers mitzuwirken 

im Falle des Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder Passersatzes an der 

Beschaffung eines Identitätspapiers mitzuwirken und auf Verlangen alle 

Datenträger, die für die Feststellung seiner Identität und Staatsangehörigkeit von 

Bedeutung sein können und in deren Besitz er ist, den mit der Ausführung dieses 

Gesetzes betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen; 

7. die vorgeschriebenen erkennungsdienstlichen Maßnahmen zu dulden. 

 

(3) Erforderliche Urkunden und sonstige Unterlagen nach Absatz 2 Nr. 5 sind insbesondere  

1. alle Urkunden und Unterlagen, die neben dem Pass oder Passersatz für die Feststellung 

der Identität und Staatsangehörigkeit von Bedeutung sein können, 

2. von anderen Staaten erteilte Visa, Aufenthaltstitel und sonstige Grenzübertrittspapiere, 

3. Flugscheine und sonstige Fahrausweise, 

4. Unterlagen über den Reiseweg vom Herkunftsland in das Bundesgebiet, die benutzten 

Beförderungsmittel und über den Aufenthalt in anderen Staaten nach der Ausreise aus dem 

Herkunftsland und vor der Einreise in das Bundesgebiet sowie 

5. alle sonstigen Urkunden und Unterlagen, auf die der Ausländer sich beruft oder die für die 

zu treffenden asyl- und ausländerrechtlichen Entscheidungen und Maßnahmen 

einschließlich der Feststellung und Geltendmachung einer Rückführungsmöglichkeit in 

einen anderen Staat von Bedeutung sind. 

 

(4) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden können den Ausländer und 

Sachen, die von ihm mitgeführt werden, durchsuchen, wenn der Ausländer seinen Verpflichtungen 

nach Absatz 2 Nr. 4 und 5 nicht nachkommt sowie nicht gemäß Absatz 2 

Nummer 6 auf Verlangen die Datenträger vorlegt, aushändigt oder überlässt und 

Anhaltspunkte bestehen, dass er im Besitz solcher Unterlagen oder Datenträger ist. Der 

Ausländer darf nur von einer Person gleichen Geschlechts durchsucht werden. 

 

(5) Durch die Rücknahme des Asylantrags werden die Mitwirkungspflichten des Ausländers nicht 

beendet. 
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§ 15a Auswertung von Datenträgern 

 

(1) Die Auswertung von Datenträgern ist nur zulässig, soweit dies für die Feststellung der 

Identität und Staatsangehörigkeit des Ausländers nach § 15 Absatz 2 Nummer 6 erforderlich 

ist und der Zweck der Maßnahme nicht durch mildere Mittel erreicht werden kann. § 48 

Absatz 3a Satz 2 bis 8 und § 48a des Aufenthaltsgesetzes gelten entsprechend. 

 

(2) Für die in Absatz 1 genannten Maßnahmen ist das Bundesamt zuständig. 

 

§ 16 Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität 

 

(1) Die Identität eines Ausländers, der um Asyl nachsucht, ist durch erkennungsdienstliche 

Maßnahmen zu sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller zehn Finger 

aufgenommen werden; soweit ein Ausländer noch nicht das 14. Lebensjahr vollendet hat, dürfen 

nach Satz 1 nur Lichtbilder aufgenommen werden. Zur Bestimmung des Herkunftsstaates oder der 

Herkunftsregion des Ausländers kann das gesprochene Wort außerhalb der förmlichen Anhörung 

des Ausländers auf Ton- oder Datenträger aufgezeichnet werden. Diese Erhebung darf nur 

erfolgen, wenn der Ausländer vorher darüber in Kenntnis gesetzt wurde. Die 

Sprachaufzeichnungen werden beim Bundesamt aufbewahrt. 

(1a) Zur Prüfung der Echtheit des Dokumentes oder der Identität des Ausländers dürfen die auf 

dem elektronischen Speichermedium eines Passes, anerkannten Passersatzes oder sonstigen 

Identitätspapiers gespeicherten biometrischen und sonstigen Daten ausgelesen, die benötigten 

biometrischen Daten erhoben und die biometrischen Daten miteinander verglichen werden. 

Biometrische Daten nach Satz 1 sind nur die Fingerabdrücke, das Lichtbild und die Irisbilder. 

(2) Zuständig für die Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 1a sind das Bundesamt und, sofern 

der Ausländer dort um Asyl nachsucht, auch die in den §§ 18 und 19 bezeichneten Behörden 

sowie die Aufnahmeeinrichtung, bei der sich der Ausländer meldet. 

(3) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach Absatz 1 Satz 1 

erhobenen Daten zum Zwecke der Identitätsfeststellung. Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung 

seiner Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche Daten verwenden. Das Bundeskriminalamt 

darf den in Absatz 2 bezeichneten Behörden den Grund der Speicherung dieser Daten nicht 

mitteilen, soweit dies nicht nach anderen Rechtsvorschriften zulässig ist. 

(3a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 3 Satz 1 darf das Bundeskriminalamt  die 

nach Absatz 1 Satz 1 erhobenen Daten auch an die für die Überprüfung der Identität von 

Personen zuständigen öffentlichen Stellen von Drittstaaten mit Ausnahme des 

Herkunftsstaates der betroffenen Person sowie von Drittstaaten, in denen die betroffene 

Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden zu befürchten hat, übermitteln. Die 

Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt das Bundeskriminalamt. Das 

Bundeskriminalamt hat die Übermittlung und ihren Anlass aufzuzeichnen. Die empfangende 

Stelle personenbezogener Daten ist darauf hinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck genutzt 

werden dürfen, zu dem sie übermittelt worden sind. Ferner ist ihr der beim 

Bundeskriminalamt vorgesehene Löschungszeitpunkt mitzuteilen. Die Übermittlung 

unterbleibt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

 

1. unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die schutzwürdigen 

Interessen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse, Schutz vor 
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Verfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegen 

oder 

2. die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom 28. Juli 1951 

über die Rechtstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention zum Schutz der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde, insbesondere dadurch, 

dass durch die Nutzung der übermittelten Daten im Empfängerstaat Verletzungen 

von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen oder Menschenrechtsverletzungen 

drohen. 

 

(4) Die nach Absatz 1 Satz 1 erhobenen Daten werden vom Bundeskriminalamt getrennt von 

anderen erkennungsdienstlichen Daten gespeichert. 

(4a) Die nach Absatz 1 Satz 1 erhobenen Daten dürfen zur Feststellung der Identität oder 

Staatsangehörigkeit des Ausländers an das Bundesverwaltungsamt übermittelt werden, um sie mit 

den Daten nach § 49b des Aufenthaltsgesetzes abzugleichen. § 89a des Aufenthaltsgesetzes 

findet entsprechende Anwendung. 

(5) Die Verarbeitung und Nutzung der nach Absatz 1 erhobenen Daten ist auch zulässig zur 

Feststellung der Identität oder Zuordnung von Beweismitteln für Zwecke des Strafverfahrens oder 

zur Gefahrenabwehr. Die Daten dürfen ferner für die Identifizierung unbekannter oder vermisster 

Personen verwendet werden. 

(6) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten sind zehn Jahre nach unanfechtbarem Abschluss des 

Asylverfahrens, die nach Absatz 1a erhobenen Daten unverzüglich nach Beendigung der Prüfung 

der Echtheit des Dokumentes oder der Identität des Ausländers zu löschen. 

 

§ 47 Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtungen 

(1) Ausländer, die den Asylantrag bei einer Außenstelle des Bundesamtes zu stellen haben (§ 14 

Abs. 1), sind verpflichtet, bis zu sechs Wochen, längstens jedoch bis zu sechs Monaten, in der für 

ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Das Gleiche gilt in den Fällen des § 

14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, wenn die Voraussetzungen dieser Vorschrift vor der Entscheidung 

des Bundesamtes entfallen. 

 

(1a) Abweichend von Absatz 1 sind Ausländer aus einem sicheren Herkunftsstaat (§ 29a) 

verpflichtet, bis zur Entscheidung des Bundesamtes über den Asylantrag und im Falle der 

Ablehnung des Asylantrags nach § 29a als offensichtlich unbegründet oder nach § 29 Absatz 1 

Nummer 1 als unzulässig bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug der Abschiebungsandrohung oder 

-anordnung in der für ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. Die §§ 48 bis 

50 bleiben unberührt. 

 

(1b) Die Länder können regeln, dass Ausländer abweichend von Absatz 1 verpflichtet sind, 

bis zur Entscheidung des Bundesamtes über den Asylantrag und im Falle der Ablehnung 

des Asylantrags als offensichtlich unbegründet oder als unzulässig bis zur Ausreise oder 

bis zum Vollzug der Abschiebungsandrohung oder -anordnung in der für ihre Aufnahme 

zuständigen Aufnahmeeinrichtung, längstens jedoch für 24 Monate, zu wohnen. Die §§ 48 

bis 50 bleiben unberührt. Insbesondere ist § 50 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zu beachten, 

wonach der Ausländer unverzüglich aus der Aufnahmeeinrichtung zu entlassen ist, wenn 

das Bundesamt nicht oder nicht kurzfristig entscheiden kann, dass der Asylantrag 
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unzulässig oder offensichtlich unbegründet ist. 

 

(2) Sind Eltern eines minderjährigen ledigen Kindes verpflichtet, in einer Aufnahmeeinrichtung zu 

wohnen, so kann auch das Kind in der Aufnahmeeinrichtung wohnen, auch wenn es keinen 

Asylantrag gestellt hat. 

 

(3) Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, ist der Ausländer 

verpflichtet, für die zuständigen Behörden und Gerichte erreichbar zu sein. 

 

(4) Die Aufnahmeeinrichtung weist den Ausländer innerhalb von 15 Tagen nach der 

Asylantragstellung möglichst schriftlich und in einer Sprache, deren Kenntnis vernünftigerweise 

vorausgesetzt werden kann, auf seine Rechte und Pflichten nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz hin. Die Aufnahmeeinrichtung benennt in dem Hinweis nach Satz 1 

auch, wer dem Ausländer Rechtsbeistand gewähren kann und welche Vereinigungen den 

Ausländer über seine Unterbringung und medizinische Versorgung beraten können. 

 

 

§ 48 Beendigung der Verpflichtung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen 

Die Verpflichtung, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, endet vor Ablauf von sechs Monaten, 

wenn der Ausländer  

 

1. verpflichtet ist, an einem anderen Ort oder in einer anderen Unterkunft Wohnung zu 

nehmen, 

2. als Asylberechtigter anerkannt ist oder ihm internationaler Schutz im Sinne des § 1 Absatz 

1 Nummer 2 zuerkannt wurde oder 

3. nach der Antragstellung durch Eheschließung oder Begründung einer Lebenspartnerschaft 

im Bundesgebiet die Voraussetzungen für einen Rechtsanspruch auf Erteilung eines 

Aufenthaltstitels nach dem Aufenthaltsgesetz erfüllt. 

 

§ 49 Entlassung aus der Aufnahmeeinrichtung 

(1) Die Verpflichtung, in der Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, ist zu beenden, wenn eine 

Abschiebungsandrohung vollziehbar und die Abschiebung kurzfristig nicht möglich ist oder wenn 

dem Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden soll. 

 

(2) Die Verpflichtung kann aus Gründen der öffentlichen Gesundheitsvorsorge sowie aus sonstigen 

Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung oder aus anderen zwingenden Gründen 

beendet werden. 

 

§ 50 Landesinterne Verteilung 

(1) Ausländer sind unverzüglich aus der Aufnahmeeinrichtung zu entlassen und innerhalb des 

Landes zu verteilen, wenn das Bundesamt der zuständigen Landesbehörde mitteilt, dass  
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1. nicht oder nicht kurzfristig entschieden werden kann, dass der Asylantrag unzulässig oder 

offensichtlich unbegründet ist und ob die Voraussetzungen des § 60 Absatz 5 oder 7 des 

Aufenthaltsgesetzes in der Person des Ausländers oder eines seiner Familienangehörigen 

im Sinne des § 26 Absatz 1 bis 3 vorliegen, oder 

2. das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung der Klage gegen die Entscheidung des 

Bundesamtes angeordnet hat. 

 

Eine Verteilung kann auch erfolgen, wenn der Ausländer aus anderen Gründen nicht mehr 

verpflichtet ist, in der Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 

 

(2) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung die Verteilung zu regeln, soweit dies nicht durch Landesgesetz geregelt ist. 

 

(3) Die zuständige Landesbehörde teilt innerhalb eines Zeitraumes von drei Arbeitstagen dem 

Bundesamt den Bezirk der Ausländerbehörde mit, in dem der Ausländer nach einer Verteilung 

Wohnung zu nehmen hat. 

 

(4) Die zuständige Landesbehörde erlässt die Zuweisungsentscheidung. Die 

Zuweisungsentscheidung ist schriftlich zu erlassen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. Sie bedarf keiner Begründung. Einer Anhörung des Ausländers bedarf es nicht. Bei der 

Zuweisung sind die Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen im Sinne des § 26 Absatz 1 

bis 3 oder sonstige humanitäre Gründe von vergleichbarem Gewicht zu berücksichtigen. 

 

(5) Die Zuweisungsentscheidung ist dem Ausländer selbst zuzustellen. Wird der Ausländer durch 

einen Bevollmächtigten vertreten oder hat er einen Empfangsbevollmächtigten benannt, soll ein 

Abdruck der Zuweisungsentscheidung auch diesem zugeleitet werden. 

 

(6) Der Ausländer hat sich unverzüglich zu der in der Zuweisungsverfügung angegebenen Stelle 

zu begeben. 

 

 

§ 59b Anordnung der räumlichen Beschränkung 

 

(1) Eine räumliche Beschränkung der Aufenthaltsgestattung kann unabhängig von § 59a Absatz 1 

durch die zuständige Ausländerbehörde angeordnet werden, wenn  

1. der Ausländer wegen einer Straftat, mit Ausnahme solcher Straftaten, deren Tatbestand 

nur von Ausländern verwirklicht werden kann, rechtskräftig verurteilt worden ist, 

2. Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass der Ausländer gegen Vorschriften des 

Betäubungsmittelgesetzes verstoßen hat, oder 

3. konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung gegen den Ausländer bevorstehen. oder 

4. von dem Ausländer eine erhebliche Gefahr für die innere Sicherheit oder für Leib 

und Leben Dritter ausgeht. 

(2) Die §§ 56, 58, 59 und 59a Absatz 2 gelten entsprechend. 

 

 

§ 78 Rechtsmittel 
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(1) Das Urteil des Verwaltungsgerichts, durch das die Klage in Rechtsstreitigkeiten nach diesem 

Gesetz als offensichtlich unzulässig oder offensichtlich unbegründet abgewiesen wird, ist 

unanfechtbar. Das gilt auch, wenn nur das Klagebegehren gegen die Entscheidung über den 

Asylantrag als offensichtlich unzulässig oder offensichtlich unbegründet, das Klagebegehren im 

Übrigen hingegen als unzulässig oder unbegründet abgewiesen worden ist. 

(2) In den übrigen Fällen steht den Beteiligten die Berufung gegen das Urteil des 

Verwaltungsgerichts zu, wenn sie von dem Oberverwaltungsgericht zugelassen wird. Die Revision 

gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts findet nicht statt. 

(3) Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

2. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des 

Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des 

Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht 

oder 

3. ein in § 138 der Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneter Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird und vorliegt. 

 

(4) Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils zu 

beantragen. Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht zu stellen. Er muss das angefochtene 

Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, 

darzulegen. Die Stellung des Antrags hemmt die Rechtskraft des Urteils. 

 

(5) Über den Antrag entscheidet das Oberverwaltungsgericht durch Beschluss, der keiner 

Begründung bedarf. Mit der Ablehnung des Antrags wird das Urteil rechtskräftig. Lässt das 

Oberverwaltungsgericht die Berufung zu, wird das Antragsverfahren als Berufungsverfahren 

fortgesetzt; der Einlegung einer Berufung bedarf es nicht. 

 

(6) (weggefallen) § 134 der Verwaltungsgerichtsordnung findet keine Anwendung, wenn das 

Urteil des Verwaltungsgerichts nach Absatz 1 unanfechtbar ist. 

 

(7) Ein Rechtsbehelf nach § 84 Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung ist innerhalb von zwei 

Wochen nach Zustellung des Gerichtsbescheids zu erheben. 
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Art. 3: Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

 

§ 42 Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen 

 

(Abs. 1 unverändert) 

 

(2) Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme die Situation, die zur Inobhutnahme geführt 

hat, zusammen mit dem Kind oder dem Jugendlichen zu klären und Möglichkeiten der Hilfe und 

Unterstützung aufzuzeigen. Dem Kind oder dem Jugendlichen ist unverzüglich Gelegenheit zu 

geben, eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. Das Jugendamt hat während der 

Inobhutnahme für das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen zu sorgen und dabei den 

notwendigen Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzustellen; § 39 Absatz 4 Satz 2 gilt 

entsprechend. Das Jugendamt ist während der Inobhutnahme berechtigt, alle Rechtshandlungen 

vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes oder Jugendlichen notwendig sind; der mutmaßliche Wille 

der Personensorge- oder der Erziehungsberechtigten ist dabei angemessen zu berücksichtigen. 

Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 gehört zu den Rechtshandlungen nach Satz 4, zu 

denen das Jugendamt verpflichtet ist, insbesondere die unverzügliche Stellung eines 

Asylantrags für das Kind oder den Jugendlichen in Fällen, in denen Tatsachen die 

Annahme rechtfertigen, dass das Kind oder der Jugendliche internationalen Schutz im 

Sinne des § 1 Absatz 1 Nummer 2 des Asylgesetzes benötigt; dabei ist das Kind oder der 

Jugendliche zu beteiligen. 
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Art. 4: Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

 

§ 1597a Verbot der missbräuchlichen Anerkennung der Vaterschaft 

 

(1) Die Vaterschaft darf nicht gezielt gerade zu dem Zweck anerkannt werden, die 

rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des 

Kindes, des Anerkennenden oder der Mutter zu schaffen, auch nicht, um die rechtlichen 

Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des Kindes durch 

den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit des Kindes nach § 4 Absatz 1 oder Absatz 3 

Satz 1 des Staatsangehörigkeitsgesetzes zu schaffen (missbräuchliche Anerkennung der 

Vaterschaft). 

 

(2) Bestehen konkrete Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Anerkennung der 

Vaterschaft, hat die beurkundende Behörde oder die Urkundsperson dies der nach § 85 a 

des Aufenthaltsgesetzes zuständigen Behörde nach Anhörung des Anerkennenden und der 

Mutter mitzuteilen und die Beurkundung auszusetzen. Ein Anzeichen für das Vorliegen 

konkreter Anhaltspunkte ist insbesondere: 

 

1. das Bestehen einer vollziehbaren Ausreisepflicht des Anerkennenden oder der 

Mutter oder des Kindes, 

2. wenn der Anerkennende oder die Mutter oder das Kind einen Asylantrag gestellt hat 

und die Staatsangehörigkeit eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des 

Asylgesetzes besitzt, 

3. das Fehlen von persönlichen Beziehungen zwischen dem Anerkennenden und der 

Mutter oder dem Kind, 

4. der Verdacht, dass der Anerkennende bereits mehrfach die Vaterschaft von Kindern 

verschiedener ausländischer Mütter anerkannt hat und jeweils die rechtlichen 

Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des Kindes 

oder der Mutter durch die Anerkennung geschaffen hat, auch wenn das Kind durch 

die Anerkennung die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat, oder 

5. der Verdacht, dass dem Anerkennenden oder der Mutter ein Vermögensvorteil für die 

Anerkennung der Vaterschaft oder die Zustimmung hierzu gewährt oder versprochen 

worden ist. 

 

Die beurkundende Behörde oder die Urkundsperson hat die Aussetzung dem 

Anerkennenden, der Mutter und dem Standesamt mitzuteilen. Hat die nach § 85a des 

Aufenthaltsgesetzes zuständige Behörde gemäß § 85a Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes 

das Vorliegen einer missbräuchlichen  Anerkennung der Vaterschaft festgestellt und ist 

diese Entscheidung unanfechtbar, so ist die Beurkundung abzulehnen. 

 

(3) Solange die Beurkundung gemäß Absatz 2 Satz 1 ausgesetzt ist, kann die Anerkennung 

auch nicht wirksam von einer anderen beurkundenden Behörde oder Urkundsperson 

beurkundet werden. Das Gleiche gilt, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 4 

vorliegen.  

 

(4) Für die Zustimmung der Mutter nach § 1595 Absatz 1 gelten die Absätze 1 bis 3 

entsprechend. 
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(5) Eine Anerkennung der Vaterschaft kann nicht missbräuchlich sein, wenn der 

Anerkennende der leibliche Vater des anzuerkennenden Kindes ist. 

 

 

§ 1598 Unwirksamkeit von Anerkennung, Zustimmung und Widerruf 

 

(1) Anerkennung, Zustimmung und Widerruf sind nur unwirksam, wenn sie den Erfordernissen der 

vorstehenden Vorschriften nach § 1594 Absatz 2 bis 4 und der §§ 1595 bis 1597 nicht genügen. 

Anerkennung und Zustimmung sind auch im Fall des § 1597a Absatz 3 und im Fall des § 

1597a Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 3 unwirksam. 

(2) Sind seit der Eintragung in ein deutsches Personenstandsregister fünf Jahre verstrichen, so ist 

die Anerkennung wirksam, auch wenn sie den Erfordernissen der vorstehenden Vorschriften nicht 

genügt. 

 

 

§ 1600 Anfechtungsberechtigte 

 

(1) Berechtigt, die Vaterschaft anzufechten, sind:  

1. der Mann, dessen Vaterschaft nach § 1592 Nr. 1 und 2, § 1593 besteht, 

2. der Mann, der an Eides statt versichert, der Mutter des Kindes während der Empfängniszeit 

beigewohnt zu haben, 

3. die Mutter, und 

4. das Kind und. 

5. die zuständige Behörde (anfechtungsberechtigte Behörde) in den Fällen des § 1592 Nr. 2. 

(2) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nr. 2 setzt voraus, dass zwischen dem Kind und seinem Vater 

im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 keine sozial-familiäre Beziehung besteht oder im Zeitpunkt seines 

Todes bestanden hat und dass der Anfechtende leiblicher Vater des Kindes ist. 

(3) Die Anfechtung nach Absatz 1 Nr. 5 setzt voraus, dass zwischen dem Kind und dem 

Anerkennenden keine sozial-familiäre Beziehung besteht oder im Zeitpunkt der Anerkennung oder 

seines Todes bestanden hat und durch die Anerkennung rechtliche Voraussetzungen für die 

erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt des Kindes oder eines Elternteiles geschaffen 

werden. 

(4) (3) Eine sozial-familiäre Beziehung nach den Absätzen 2 und 3 nach Absatz 2 besteht, wenn 

der Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 zum maßgeblichen Zeitpunkt für das Kind tatsächliche 

Verantwortung trägt oder getragen hat. Eine Übernahme tatsächlicher Verantwortung liegt in der 

Regel vor, wenn der Vater im Sinne von Absatz 1 Nr. 1 mit der Mutter des Kindes verheiratet ist 

oder mit dem Kind längere Zeit in häuslicher Gemeinschaft zusammengelebt hat. 

(5) (4) Ist das Kind mit Einwilligung des Mannes und der Mutter durch künstliche Befruchtung 

mittels Samenspende eines Dritten gezeugt worden, so ist die Anfechtung der Vaterschaft durch 

den Mann oder die Mutter ausgeschlossen. 

(6) Die Landesregierungen werden ermächtigt, die Behörden nach Absatz 1 Nr. 5 durch 

Rechtsverordnung zu bestimmen. Die Landesregierungen können diese Ermächtigung durch 

Rechtsverordnung auf die zuständigen obersten Landesbehörden übertragen. Ist eine örtliche 

Zuständigkeit der Behörde nach diesen Vorschriften nicht begründet, so wird die Zuständigkeit 

durch den Sitz des Gerichts bestimmt, das für die Klage zuständig ist. 
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§ 1600b Anfechtungsfristen 

 

(1) Die Vaterschaft kann binnen zwei Jahren gerichtlich angefochten werden. Die Frist beginnt mit 

dem Zeitpunkt, in dem der Berechtigte von den Umständen erfährt, die gegen die Vaterschaft 

sprechen; das Vorliegen einer sozial-familiären Beziehung im Sinne des § 1600 Abs. 2 erste 

Alternative hindert den Lauf der Frist nicht. 

(1a) Im Fall des § 1600 Abs. 1 Nr. 5 kann die Vaterschaft binnen eines Jahres gerichtlich 

angefochten werden. Die Frist beginnt, wenn die anfechtungsberechtigte Behörde von den 

Tatsachen Kenntnis erlangt, die die Annahme rechtfertigen, dass die Voraussetzungen für ihr 

Anfechtungsrecht vorliegen. Die Anfechtung ist spätestens nach Ablauf von fünf Jahren seit der 

Wirksamkeit der Anerkennung der Vaterschaft für ein im Bundesgebiet geborenes Kind 

ausgeschlossen; ansonsten spätestens fünf Jahre nach der Einreise des Kindes. 

(2) Die Frist beginnt nicht vor der Geburt des Kindes und nicht, bevor die Anerkennung wirksam 

geworden ist. In den Fällen des § 1593 Satz 4 beginnt die Frist nicht vor der Rechtskraft der 

Entscheidung, durch die festgestellt wird, dass der neue Ehemann der Mutter nicht der Vater des 

Kindes ist. 

(3) Hat der gesetzliche Vertreter eines minderjährigen Kindes die Vaterschaft nicht rechtzeitig 

angefochten, so kann das Kind nach dem Eintritt der Volljährigkeit selbst anfechten. In diesem 

Falle beginnt die Frist nicht vor Eintritt der Volljährigkeit und nicht vor dem Zeitpunkt, in dem das 

Kind von den Umständen erfährt, die gegen die Vaterschaft sprechen. 

(4) Hat der gesetzliche Vertreter eines Geschäftsunfähigen die Vaterschaft nicht rechtzeitig 

angefochten, so kann der Anfechtungsberechtigte nach dem Wegfall der Geschäftsunfähigkeit 

selbst anfechten. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Die Frist wird durch die Einleitung eines Verfahrens nach § 1598a Abs. 2 gehemmt; § 204 Abs. 

2 gilt entsprechend. Die Frist ist auch gehemmt, solange der Anfechtungsberechtigte 

widerrechtlich durch Drohung an der Anfechtung gehindert wird. Im Übrigen sind § 204 Absatz 1 

Nummer 4, 8, 13, 14 und Absatz 2 sowie die §§ 206 und 210 entsprechend anzuwenden. 

(6) Erlangt das Kind Kenntnis von Umständen, auf Grund derer die Folgen der Vaterschaft für es 

unzumutbar werden, so beginnt für das Kind mit diesem Zeitpunkt die Frist des Absatzes 1 Satz 1 

erneut. 
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Artikel 5: Änderung des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 

 

§ 16 Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur Ergänzung des Rechts zur Anfechtung der 

Vaterschaft vom 13. März 2008 

Im Fall der Anfechtung nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs beginnt die Frist 

für die Anfechtung gemäß § 1600b Abs. 1a des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht vor dem 1. Juni 

2008. 
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Artikel 6: Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU 

 

§ 11 Anwendung des Aufenthaltsgesetzes 

 

(1) Auf Unionsbürger und ihre Familienangehörigen, die nach § 2 Abs. 1 das Recht auf Einreise 

und Aufenthalt haben, finden § 3 Abs. 2, § 11 Absatz 8, die §§ 13, 14 Abs. 2, die §§ 36, 44 Abs. 4, 

die §§ 45a, 46 Absatz 2, § 50 Absatz 3 bis 6, § 59 Absatz 1 Satz 6 und 7, §§ 69, 73, 74 Abs. 2, § 

77 Abs. 1, die §§ 80, 82 Abs. 5, die §§ 85 bis 88, 90, 91, 95 Abs. 1 Nr. 4 und 8, Abs. 2 Nr. 2, Abs. 

4, die §§ 96, 97, 98 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 2a, 3 Nr. 3, Abs. 4 und 5 sowie § 99 des 

Aufenthaltsgesetzes entsprechende Anwendung. § 73 des Aufenthaltsgesetzes ist zur Feststellung 

von Gründen gemäß § 6 Abs. 1 anzuwenden. § 78 des Aufenthaltsgesetzes ist für die Ausstellung 

von Aufenthaltskarten nach § 5 Absatz 1 Satz 1 und Daueraufenthaltskarten nach § 5 Absatz 5 

Satz 2 entsprechend anzuwenden. Aufenthaltskarten nach § 5 Absatz 1 Satz 1 tragen die 

Bezeichnung „Aufenthaltskarte (Familienangehöriger EU)“ und Daueraufenthaltskarten nach § 5 

Absatz 5 Satz 2 die Bezeichnung „Daueraufenthaltskarte (Familienangehöriger EU)“. Für 

Aufenthaltskarten nach § 5 Absatz 1 Satz 1 und Daueraufenthaltskarten nach § 5 Absatz 5 Satz 2 

wird in der Zone für das automatische Lesen anstelle der Abkürzungen nach § 78 Absatz 2 Satz 2 

Nummer 1 des Aufenthaltsgesetzes die Abkürzung „AF“ verwandt. Unter den Voraussetzungen 

des § 78a Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes können Aufenthaltskarten nach § 5 Absatz 1 

Satz 1 und Daueraufenthaltskarten nach § 5 Absatz 5 Satz 2 auf einem einheitlichen Vordruck 

ausgestellt werden. Für Aufenthaltskarten nach § 5 Absatz 1 Satz 1 und Daueraufenthaltskarten 

nach § 5 Absatz 5 Satz 2 gilt § 105b des Aufenthaltsgesetzes entsprechend. Die Verpflichtungen 

aus § 82 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes gelten entsprechend für Unionsbürger, 

deren Lichtbilder zur Führung der Ausländerdateien benötigt werden. Die Mitteilungspflichten nach 

§ 87 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 § 87 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes bestehen 

insoweit, als die dort genannten Umstände auch für die Feststellung nach § 2 Absatz 7, § 5 Absatz 

4 und § 6 Abs. 1 entscheidungserheblich sein können. § 88a Absatz 1 Satz 1, 3 und 4 des 

Aufenthaltsgesetzes findet entsprechende Anwendung, soweit die Übermittlung von 

teilnehmerbezogenen Daten im Rahmen der Durchführung von Integrationskursen nach § 44 

Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes, zur Überwachung einer Eingliederungsvereinbarung nach dem 

Zweiten Buch Sozialgesetzbuch oder zur Durchführung des Einbürgerungsverfahrens erforderlich 

ist. Das Aufenthaltsgesetz findet auch dann Anwendung, wenn es eine günstigere Rechtsstellung 

vermittelt als dieses Gesetz. 

(2) Hat die Ausländerbehörde das Nichtbestehen oder den Verlust des Rechts nach § 2 Abs. 1 

festgestellt, findet das Aufenthaltsgesetz Anwendung, sofern dieses Gesetz keine besonderen 

Regelungen trifft. 

(3) Zeiten des rechtmäßigen Aufenthalts nach diesem Gesetz unter fünf Jahren entsprechen den 

Zeiten des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis, Zeiten über fünf Jahren dem Besitz einer 

Niederlassungserlaubnis. 

 

 

§ 14 Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren 

 

Von den in § 11 Abs. 1 in Verbindung mit § 87 Abs. 1, 2 Satz 1 und 2 § 87 Absatz 1, 2 Satz 1 und 

2, Abs. 4 Satz 1, 2 und 4 und Abs. 6, §§ 90, 91 Abs. 1 und 2, § 99 Abs. 1 und 2 des 

Aufenthaltsgesetzes getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens kann durch Landesrecht 

nicht abgewichen werden. 
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Artikel 7: Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in 

den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

 

§ 171 Antrag 

(1) Das Verfahren wird durch einen Antrag eingeleitet. 

 

(2) In dem Antrag sollen das Verfahrensziel und die betroffenen Personen bezeichnet werden. In 

einem Verfahren auf Anfechtung der Vaterschaft nach § 1600 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 des Bürgerlichen 

Gesetzbuchs sollen die Umstände angegeben werden, die gegen die Vaterschaft sprechen, sowie 

der Zeitpunkt, in dem diese Umstände bekannt wurden. In einem Verfahren auf Anfechtung der 

Vaterschaft nach § 1600 Abs. 1 Nr. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs müssen die Umstände 

angegeben werden, die die Annahme rechtfertigen, dass die Voraussetzungen des § 1600 Abs. 3 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegen, sowie der Zeitpunkt, in dem diese Umstände bekannt 

wurden. 

 

 

§ 176 Anhörung des Jugendamts 

(1) Das Gericht soll im Fall einer Anfechtung nach § 1600 Abs. 1 Nr. 2 und 5 § 1600 Absatz 1 

Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sowie im Fall einer Anfechtung nach § 1600 Abs. 1 Nr. 

4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, wenn die Anfechtung durch den gesetzlichen Vertreter erfolgt, 

das Jugendamt anhören. Im Übrigen kann das Gericht das Jugendamt anhören, wenn ein 

Beteiligter minderjährig ist. 

(2) Das Gericht hat dem Jugendamt in den Fällen einer Anfechtung nach Absatz 1 Satz 1 sowie 

einer Anhörung nach Absatz 1 Satz 2 die Entscheidung mitzuteilen. Gegen den Beschluss steht 

dem Jugendamt die Beschwerde zu. 

 

  



29 
 

Artikel 8: Einschränkung eines Grundrechts 

Artikel 9: Inkrafttreten 


